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Lohse präsentierte sich damals
als Politiker, der zu 100 Prozent
hinter dem Hafen steht, und der
sich sicher ist, dass der Hafen ge-
baut wird: „Ich bin überzeugt, der
Beschluss ist gerichtsfest“, sagte
er damals. Am Donnerstag ist von
seiner Behörde keine Stellung-
nahme zu bekommen. Dabei ist
die verantwortlich für den Plan-
feststellungsbeschluss. Und damit
auch für die Fehler, die das Ver-
waltungsgericht jetzt gerügt hat.
Mit denen will sich Günthner
nicht lange aufhalten. Sie können
im Nachhinein korrigiert werden.
Wichtiger ist für den Hafensena-
tor, was das Gericht alles abge-
segnet hat. Und da hat der Vorsit-
zende Richter Peter Sperlich be-
merkenswerte Klarstellungen ge-
macht.

Ist der Hafen zulässig? „Die
Hafenanlage ist ein legitimes
Ziel“, sagt er. Es gebe vernünftige
Gründe, mit der Umschlaganlage

der Offshore-Industrie Montage
und Verschiffung zu erleichtern.

Sind die Ziele überzeugend?
Das Ziel, die regionale Wirtschaft
durch den Offshore-Terminal zu
stärken, ist für Sperlich ein nach-
vollziehbares und legitimes Ziel.
Er akzeptiert auch die Argumente
des Senats, nach denen der Off-
shore-Hafen hilfreich ist für eine
zügige Umsetzung der Energie-
wende. Der Bund für Umwelt
und Naturschutz hatte argumen-
tiert, dass dieses Ziel auch mit an-
deren Häfen verwirklicht werden
kann.

Wird der OTB angesichts meh-
rerer Unternehmenspleiten in der
Bremerhavener Offshore-Branche
noch gebraucht? Aus das bejahte
Sperlich. Der OTB könne auch
zum Erhalt der verbliebenen Ar-
beitsplätze dienen.

Ist der Standort richtig ge-

wählt? Sperlich attestiert dem Se-
nat, dass die Auswahl nicht zu
beanstanden sei. Es seien etliche
Alternativen geprüft und verwor-
fen worden, weil sie zu teuer wa-
ren oder noch gravierendere Um-
weltauswirkungen hatten.
Trotzdem sieht der Bund für

Umwelt und Naturschutz als Klä-
ger das Aus für den OTB gekom-

men. „Das Gericht hat bestätigt,
dass ein überwiegendes öffentli-
ches Interesse für einen Off-
shore-Hafen in Bremerhaven
nicht gegeben ist“, sagt Landesge-
schäftsführer Martin Rode.
Dass dennoch der Planfeststel-

lungsbeschluss nicht vom Gericht
aufgehoben wurde, sondern
nachgebessert werden könne, ist

für ihn nicht von entscheidender
Bedeutung. „Eine Aufhebung war
nicht zu erwarten“, sagt er. Das
sei nur zu schaffen, wenn gravie-
rende formelle Fehler festgestellt
werden. Von den geplanten Nach-
besserungen des Senats erwartet
er nicht viel: „Das hat die Plan-
feststellungsbehörde bislang nicht
gemacht, obwohl sie es hätte ma-
chen können.“
Die Mängel, die Richter Sper-

lich gerügt hat, waren in der Tat
schon vom Oberverwaltungsge-
richt vor fast zwei Jahren im Eil-
verfahren um den Baustopp ange-
sprochen worden: Dass der Senat
den erwarteten Bedarf nicht gut
genug untermauert habe, um die
hohen Hürden des europäischen
Umweltrechts zu überwinden.
Und dass die Prognosen der Gut-
achter zu den künftigen Marktan-
teilen der Bremerhavener Turbi-
nenhersteller Senvion und Ad-
wen zu vage gewesen seien, und
dass die Planfeststellungsbehörde
diese Prognosen nicht kritisch ge-
nug gewürdigt habe. Und wieso
ist zwei Jahre lang nichts pas-
siert? Peter Schütte, Prozessbe-
vollmächtigter für Bremenports,
sagt darauf: „Wir sind überzeugt,
dass die Methoden der Gutachter
bewährt und schlüssig sind. Es ist
bedauerlich, dass wir das Gericht
nicht überzeugen konnten.“

Klarstellungen des Richters
Trotz der Mängel: Peter Sperlich hat in seinem Urteil die Ziele des OTB-Projekts abgesegnet
Von Klaus Mündelein

BREMERHAVEN. Hafenressort, Konferenzraum 020. Vor gut drei Jahren
präsentierten hier Hafensenator Martin Günthner (SPD) und Umwelt-
senator Joachim Lohse (Grüne) den Planfeststellungsbeschluss für den
Offshore-Terminal Bremerhaven (OTB). Am Donnerstag sitzt Günthner
wieder hier und muss die Schlappe vor dem Verwaltungsgericht vor
der Presse rechtfertigen. Von Lohse ist nichts zu sehen.

Weil die Bedarfsprognosen dürftig waren, hat das Verwaltungsgericht die Baugenehmigung für den Offshore-Terminal auf Eis gelegt. Allerdings
stellte der Richter auch klar, dass die Ziele, die mit dem Hafen verfolgt werden, zulässig sind. Foto: Scheschonka

Martin Rode, Bund für Umwelt und
Naturschutz

»Eine Aufhebung war
nicht zu erwarten.«
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Das Urteil des Ver-
waltungsgerichts
zum Offshore-Termi-
nal bedeutet einen
schwarzen Tag für
Bremerhaven. Die
Baugenehmigung ist

außer Kraft gesetzt, der Spezialha-
fen kann vorerst nicht gebaut wer-
den. Und das, obwohl die Richter
alle Ziele, die die politisch Verant-
wortlichen in Bremerhaven mit
dem OTB umsetzen wollten, abge-
segnet haben: Ja, die Stadt hat ein
Recht, einen Hafen zu bauen, um
die Offshore-Industrie voranzu-
bringen und Arbeitsplätze zu
schaffen. Ja, sie hat das Recht, den
OTB als Baustein für eine schnelle
Umsetzung der deutschen Klima-
schutzziele zu betrachten. Und ja,
die Stadt hatte das Recht, für den
Hafen den Blexer Bogen als
Standort auszusuchen, weil die
Alternativen entweder zu teuer
waren oder noch mehr Naturflä-
che zerstört hätten. Aber der
Standort Blexer Bogen ist ein Na-
turschutzgebiet, und wer hier bau-
en will, muss eine sehr gute Be-
gründung liefern. Genau da haben
die Behörden gepatzt. Die Progno-
sen für künftige Bedarfszahlen
hätten solider ermittelt und kriti-
scher bewertet werden müssen.
Und statt sich die Ansiedlung von
Siemens in Cuxhaven schönzure-
den mit vagen Aussichten auf Zu-
lieferfirmen, die auch nach Bre-
merhaven kommen könnten, hätte
die Planfeststellungsbehörde bes-
ser auch die möglichen Nachteile
offen und ehrlich diskutieren müs-
sen. Das sind Pannen, die schon
seltsam anmuten. Richtig ärger-
lich ist es, dass bereits das Ober-
verwaltungsgericht im Eilver-
fahren vor fast zwei Jahren die
Schwachstellen aufgezeigt hatte.
Es grenzt schon fast an Arroganz,
wenn man dann die Zeit zur
Nachbesserung für das Hauptver-
fahren vor dem Verwaltungsge-
richt ungenutzt verstreichen lässt.
Jetzt wurden die senatorischen
Behörden, allen voran das Um-
weltressort als Planfeststellungs-
behörde, vom Gericht zum Nach-
sitzen verdonnert. Aber auch die
Naturschützer müssen sich bewe-
gen. Das Gericht hat die Sinnhaf-
tigkeit des Hafens unterstrichen,
auch an der Stelle. Das Verhand-
lungsangebot eröffnet nun die
Tür, umfangreiche Ausgleichs-
maßnahmen herauszuholen. Mit
einer Fortsetzung des Klagever-
fahrens würden sie sich dem Ver-
dacht aussetzen, nur noch auf
Zeit zu spielen, bis die Offshore-
Branche in Bremerhaven kom-
plett am Boden liegt.

Standpunkt
Schwarzer Tag für
Bremerhaven
Von Klaus Mündelein

BREMERHAVEN. Wie geht es nun
weiter mit dem Offshore-Termi-
nal? Sich wehren gegen das Ur-
teil mit einem Berufungsverfah-
ren? Oder verhandeln? Die Kon-
trahenten lassen sich da noch
nicht in die Karten blicken. Aber
alles ist möglich.

Berufung gegen das Urteil: Das
Gericht hat eine Berufung zuge-
lassen. Sowohl der Bund für Um-
welt und Naturschutz als auch
der Senat könnten gegen das Ur-
teil mit einem Berufungsverfahren
vor dem Oberverwaltungsgericht
vorgehen. Das würde viel Zeit
kosten. Deshalb ist es unwahr-
scheinlich, dass der Senat diesen
Weg beschreitet. Er setzt auf Ver-

handlungen. Die Naturschützer
waren mit dem Urteil des Verwal-
tungsgerichts zufrieden und sa-
hen keine Notwendigkeit für
ein Berufungsverfahren. Aller-
dings würde ein zeit-
aufwendiger Ins-
tanzenweg ihnen
in die Hände spie-
len. Mit jedem Jahr
in der Warteschlei-
fe sinken die Chan-
cen für den OTB.

Nachbesserung:
Das Urteil er-
möglicht es
dem Senat, die
Mängel des
Planfeststel-

lungsbeschlusses zu beseitigen.
Vor allem mit einer solide aufge-
arbeiteten und kritischen Be-
darfsprognose und einer besseren
Kompensation der zerstörten Na-
turflächen. Mit diesen Ergänzun-
gen könnte die Rechtmäßig-
keit des Planfeststellungsbe-
schlusses hergestellt wer-
den. Wenn die Natur-
schützer aber auch mit
diesen Nachbesserungen
nicht zufrieden sind,
könnten sie erneut dage-
gen klagen. Und damit
wäre der OTB wieder auf

der langen Bank.

Verhandlung: Hafenstaatsrat
Martin Günthner hat den Natur-

schützern erneut die Hand zu
Verhandlungen gereicht. Das An-
gebot lautet: Verkleinerung des
OTB, dadurch weniger Naturflä-
chenverbrauch. Weil das Gericht
auch die Kompensationsmaßnah-
men für den OTB als ungenügend
gerügt hatte, würde sich bei den
Verhandlungen für die Natur-
schützer große Chancen bieten:
Weil der Senat unter Zeitdruck
ist, dürfte er bereit sein, mehr Na-
turausgleichsflächen zu schaffen,
als er wirklich muss. Das würde
den Hafen verteuern, aber den
Bau beschleunigen. Der BUND
müsste dann im Gegenzug auf ei-
ne Klage gegen die Nachbesse-
rung des Planfeststellungsbe-
schlusses verzichten. (mue)

Drei Szenarien, wie es mit dem OTB weitergeht
Berufung, Nachbesserung oder Verhandlung? Die Kontrahenten lassen sich noch nicht in die Karten blicken

Gericht verbietet OTB-Bau: Warum das Projekt weiter Chancen hat /Drei Szenarien, wie es weitergeht

» Bei Senvion sind wir uns der Be-
deutung des heutigen Urteils für
die deutsche Windindustrie sehr
bewusst. Auch wenn die Installati-
on des Offshore-Terminals vorerst
verschoben wurde – die Argumen-
tation ist sehr transparent und ein
positiver Indikator für eine zu-
künftig mögliche Realisierung des
Projekts.«
KATRIN ROSENDAHL, SENVION

»Wir bedauern, dass dies zu ei-
ner weiteren zeitlichen Verzöge-
rung an diesem, für die Wirtschaft
sehr wichtigen Vorhaben, führt.«
MATTHIAS FONGER,
HAUPTGESCHÄFTSFÜHRER DER
HANDELSKAMMER

» Ich appelliere an den BUND und
das Land Bremen, eine außerge-
richtliche Einigung zu suchen.«
UWE SCHMIDT,
SPD-BUNDESTAGSABGEORDNETER

» Dieses Desaster hat der Wirt-
schaftssenator zu verantworten
und wäre durch weniger dilettan-
tische Arbeit vermeidbar gewe-
sen. Für den Wirtschaftsstandort
und die Perspektive Bremerhavens
ist das ein schwerer Rückschlag.«
THOMAS RÖWEKAMP, CDU-FRAKTIONSCHEF
IN DER BÜRGERSCHAFT

» Erforderlich ist jetzt eine Denk-
pause des Senats, in der auch Al-
ternativen für die Offshore-Indust-
rie in Bremerhaven erörtert wer-
den müssen.«
MAIKE SCHAEFER, FRAKTIONSVORSITZENDE
DER GRÜNEN IN DER BÜRGERSCHAFT

»Wir als Bremerhavener SPD bit-
ten nun nochmals den BUND, sich
konstruktiven Gesprächen zu öff-
nen.«
UWE BECKMEYER (SPD), VORSTANDSVOR-
SITZENDER WIRTSCHAFTSVERBAND WESER

» Im Ergebnis ist das Urteil für
den rot-grünen Senat eine schal-
lende Ohrfeige. Statt wie erhofft
mit einem im Einklang mit den
Umweltverbänden gebauten OTB
steht Bremerhaven jetzt gänzlich
ohne Schwerlastterminal da.«
HAUKE HILZ, HAFENPOLITISCHER SPRECHER
DER FDP-BÜRGERSCHAFTSFRAKTION

» Im Sinne des Klimaschutzes, im
Sinne Bremerhavens und im Sinne
der Arbeitsplätze, die durch diesen
Hafen erhalten und vor allem auch
zusätzlich geschaffen werden kön-
nen, bleibt es für mich dabei: Die-
ser Hafen ist nötig.«
ELIAS TSARTILIDIS, HAFENPOLITISCHER SPRE-
CHER DER SPD-BÜRGERSCHAFTSFRAKTION

» Das Urteil muss nun endlich An-
lass für ein Umdenken sein: Die
einseitige Fixierung auf den OTB
ist zeitlich überholt. Das verzwei-
felte Festhalten an diesem Projekt
blockiert auch sinnvollere Investi-
tionsprojekte in Bremerhaven.«
KRISTINA VOGT, FRAKTIONSVORSITZENDE DER
LINKEN IN DER BÜRGERSCHAFT

» Die Entscheidung bietet nun al-
len Seiten die Chance, hier aufein-
ander zuzugehen, um eine optima-
le Lösung für den Naturschutz und
die Hafenwirtschaft zu erzielen.«
SÖNKE ALLERS, SPD-FRAKTIONSCHEF IN DER
STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG

Stimmen zum Urteil
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Um Anmeldung wird gebeten!
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